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Hamburgs Zukunft 
sichern

Am 22. März wird in Ham
burg gewählt. An diesem Tage 
sprechen die Wähler mit dem 
Stimmzettel ihr Urteil über die 
Politik des Senats. Sie entschei
den, wer in den kommenden vier 
Jahren in Hamburg regieren soll. 
Damit fällt zugleich die Entschei
dung über die zukünftige Ent
wicklung unserer Stadt.

In den vergangenen vier 
Jahren haben die Hamburger So
zialdemokraten die Regierungs
verantwortung allein getragen. 
Was sie in dieser Zeit geleistet 
haben, ist für jedermann sichtbar. 
Unsere Erfolge sind das Ergebnis 
einer weit vorausschauenden Re
formpolitik, die die Chancen des 
technischen und wirtschaftlichen 
Fortschritts zu nutzen weiß und 
zugleich bestrebt ist, die Proble
me und Konflikte einer groß
städtischen Leistungs- und Wohl
standsgesellschaft zu meistern. 
Die Hamburger Sozialdemokraten 
werden diese Politik in dem vor 
uns liegenden Jahrzehnt mit dem 
Blick auf das Jahr 2000 fortsetzen.

Hamburg wird seinen Bei
trag zur Gesellschaftspolitik der 
Bundesrepublik leisten und dabei 
auf der Seite der Reformer in die
sem Land stehen. Eine umfassen
de Demokratisierung der Gesell
schaft ist die große Aufgabe, die 
vor uns liegt. Hamburg steht da
bei nicht allein. Die Wahi Gustav 
Heinemanns zum Bundespräsi
denten und die Bildung einer neu
en Bundesregierung unter sozial
demokratischer Führung sind hel
le Daten in der jungen Geschichte 
der deutschen Demokratie.

Wir werden unsere Stadt 
Hamburg weiter ausbauen zu 
einer blühenden Metropole. Fünf 
Grundsätze sind die Richtschnur 
unseres Regierungsprogramms 
für die nächsten vier Jahre.

1.

Die zukünftige Entwick
lung Hamburgs, die Gestaltung der 
persönlichen und gesellschaftli
chen Lebensverhältnisse in dieser 
Stadt ist abhängig von der Lei
stungsfähigkeit und Effektivität der 
Hamburger Wirtschaft.
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Unter sozialdemokrati
scher Verantwortung ist in Ham
burg eine systematische Industria
lisierungspolitik betrieben worden. 
Unsere Stadt hat sich zu einem 
großen wirtschaftlichen Zentrum 
entwickelt. Die wirtschaftliche Lei
stung des Einzelnen ist in Hamburg 
größer als in anderen Regionen der 
Bundesrepublik. In Hamburg wird 
mehr verdient als anderswo. Auch 
die Arbeitsplätze sind hier siche
rer. Das zeigte sich deutlich in der 
Krise 1966/67. Sichere Arbeitsplät
ze und höhere Einkommen sind die 
beste Garantie für die Zukunft un
serer Bürger. Wir werden die mittel- 
und langfristige planende Politik 
weiter fortsetzen.

Wir sind stolz darauf, Ham
burg zum bedeutendsten Zentrum 
wirtschaftlicher, sozialer und kul
tureller Aktivität im Norden Deutsch
lands entwickelt zu haben. Die Ver
antwortung für die Sicherung der 
wirtschaftlichen Zukunft reicht da
mit weit über die Grenzen unserer 
Stadt hinaus. Von der Entwicklung 
unserer Stadt hängt in weitem Um
fang auch die Zukunftsentwicklung 
im norddeutschen Raum ab. Dar
aus erwächst für uns alle eine gro
ße Verantwortung. Wir sind bereit, 
uns ihr zu stellen und auch die Auf
gaben der Zukunft zu übernehmen 
und zu erfüllen.

2.

An der Spitze unserer Zu
kunftsaufgaben stehen der Ausbau 
und die Reform unserer Bildungs
einrichtungen. Wir werden die so
zial bedingten Bildungsbarrieren 
weiter abbauen.

Gutes Allgemeinwissen und 
eine umfassende berufliche Bil
dung sind die Voraussetzungen da
für, daß jeder den Anforderungen 
gewachsen ist, die sich aus den 
wirtschaftlichen Strukturverände
rungen ergeben. Von der zeitge
rechten Erfüllung dieser bildungs
politischen Aufgabe wird es auch 
abhängen, ob Hamburg seine wirt
schaftliche Stellung behaupten 
kann.

Die Demokratie fordert 
die aktive Mitarbeit aller Bürger. 
Mitarbeiten, mitentscheiden kann 
aber nur, wer über das nötige Wis
sen verfügt und fähig ist, es richtig 
anzuwenden.

3.

Die Freizeit unserer Bür
ger wird weiter zunehmen. Das ist 
ein großer sozialer Fortschritt. Wir 
wollen keine staatliche Reglemen
tierung der Freizeit. Wir wollen 
aber die Voraussetzungen dafür 
schaffen, daß alle Bürger ihre Frei
zeit sinnvoll nutzen können. Des
halb werden wir die Fortbildung, 
den Sport sowie das Angebot an 
kulturellen Veranstaltungen för
dern und weitere Erholungszen
tren schaffen.

4.

Trotz steigenden Lebens
standards kann der einzelne nicht 
auf Sozialleistungen der Gemein
schaft verzichten. Diese sozialen 
Aufgaben werden immer bedeu
tender. Wir werden die Gemein
schaftseinrichtungen, besonders 
das Gesundheitswesen, weiter 
ausbauen. Der Staat wird seiner 
sozialen Verpflichtung weiterhin 
gerecht werden. Die Eigenverant
wortlichkeit und die Initiative von 
Bürgern und Verbänden werden 
wir fördern.
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5.

Wo immer Menschen auf 
engem Raum Zusammenleben, 
kommt es zwischen ihnen zu Aus
einandersetzungen und Konflikten. 
Diese sind ein notwendiges Ele
ment des demokratischen Staates. 
Wir werden es aber nicht zulassen, 
daß unsere demokratische Ord
nung von extremen politischen 
Kräften zerstört wird. Wir werden 
Minderheiten schützen. Aber wir 
werden verhindern, daß Minder
heiten ihre Konflikte in und mit der 
Gesellschaft so austragen, daß die 
freiheitliche Ordnung und die 
Rechte anderer verletzt werden. 
Gewaltaktionen sind der Anfang 
vom Ende der Demokratie. Pflicht 
des Staates ist es, die Freiheit des 
einzelnen, sein Leben und sein Ei
gentum wirksam zu schützen.

Die nächsten vier Jahre 
werden darüber entscheiden, wie 
unsere Stadt in den 70er Jahren 
und im Übergang zum Jahre 2000 
aussehen wird, wie die Bürger in 
ihr leben, welches kulturelle und 
wirtschaftliche Aussehen sie ha
ben wird. Ein Regierungspro
gramm allein bietet keine Gewähr 
für eine fortschrittliche und er
folgreiche Politik. Entscheidend 
ist, wer die Männer und Frauen 
sind, die hinter diesem Programm 
stehen. Bürgermeister Weich
mann und seine Mannschaft haben 
in der Vergangenheit bewiesen, 
daß sie Hamburg richtig führen. 
Ihre Leistungen haben gezeigt, 
daß man ihnen die Verantwortung 
für die nächsten vier Jahre und 
den Weg in das Jahr 2000 zuver
sichtlich anvertrauen kann.
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Wachsende Wirt
schaft - stabile 
Arbeitsplätze

Schon heute lebt man in 
Hamburg besser. Besser als an
derswo in der Bundesrepublik: 
Hamburg ist das Bundesland mit 
dem höchsten Einkommen pro 
Kopf der Bevölkerung, ein Resul
tat unserer konsequenten Wirt
schaftspolitik. Auch in Zukunft 
werden wir dafür sorgen, daß dies 
so bleibt; denn eine ständig wach
sende Wirtschaft ist die beste Ga
rantie für sichere und gut bezahlte 
Arbeitsplätze. Sie ist zugleich die 
Vorbedingung für die Erfüllung 
aller Aufgaben, die sich der Stadt 
für ihre Bürger stellen.

Hamburg ist die Metropo
le des norddeutschen Wirtschafts
raumes. Die Dienstleistungsfunk
tionen (z. B. Handel, Banken und 
Versicherungen) für den gesam
ten norddeutschen Raum konzen
trieren sich in Hamburg. Diese Be
reiche werden wir auch künftig 
aktiv fördern. Nach der City Nord 
wollen wir die planerischen Vor
aussetzungen für neue Zentren in 
Ottensen und Harburg schaffen.

Hamburg wird sich ver
stärkt für die Schaffung einer Un
terelbe-Wirtschaftsregion einset
zen. Schon heute wächst hier ein 
industrieller Ballungsraum, den die 
Hansestadt durch den Bau der 
Atomkraftwerke in Stade und 
Brundbüttelkoog entscheidend 
fördert. Wir schaffen durch die 
friedliche Nutzung der Atomener
gie und damit durch die Erschlie
ßung neuer, billiger Energiequellen 
eine wesentliche Voraussetzung, 
um den Hamburger Wirtschafts
raum konkurrenzfähig zu erhalten.

Nach den großen Ansied
lungserfolgen der letzten Jahre 
werden wir konsequent weiter in
dustrialisieren. Jedes Jahr wollen 
wir durchschnittlich 100 ha neue 
Industrie- und Gewerbeflächen 
aufschließen. DerSchwerpunkt der 
Industrialisierungspolitik liegt im 
Hafenerweiterungsgebiet Ham- 
burg-Süderelbe.

Hamburgs ökonomische
Struktur wird auch gekennzeich
net durch die große Zahl mittlerer 
und kleinerer Unternehmen. Das 
1969 verabschiedete Förderungs
programm für diese Unternehmen 
wird darum auch in den kommen
den vier Jahren sein Gewicht be
halten.

Wir werden unsere erfolg
reiche Agrarpolitik durch die För
derungsprogramme für Gartenbau 
und Landwirtschaft fortsetzen. Ihr 
Ziel ist die weitere Steigerung von 
Produktivität und Einkommen.

Rationalisierung und Au
tomation erhöhen die Leistungs
fähigkeit und damit den Lebens
standard unserer Gesellschaft. Da
bei freigesetzte Arbeitnehmer ha
ben Anspruch auf Schutz und Hilfe. 
Im Rahmen des Arbeitsförderungs
gesetzes und in Zusammenarbeit 
mit den Tarifpartnern werden wir 
diesen Arbeitnehmern neue beruf
liche Möglichkeiten eröffnen.
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Am Dammtorbahnhof wird 
ein Kongreßzentrum entstehen, 
das höchsten internationalen An
sprüchen genügt und zum Mittel
punkt neuer Ströme geschäftlichen 
und kulturellen Lebens werden 
soll.

Durch den Bau von Groß
hotels wird die Stadt für den Frem
denverkehr und als Wirtschafts
platz noch attraktiver.

Wir werden dafür sorgen, 
daß Hamburg auch künftig zur 
Spitzengruppe der Welthäfen 
zählt. Unsere Hafenarbeiter von 
heute sind Spezialisten für moder
ne Transporttechnik. Ihr Ausbil
dungsstand bestimmt entschei
dend die Leistungsfähigkeit unse
res Hafens. Deshalb werden wir 
ihre Ausbildung fördern.

Für den Bau eines Tief
wasserhafens bietet unser Gelän
de bei Neuwerk der deutschen 
Wirtschaft eine hervorragende 
Ausgangsbasis.

Die Container-Anlage am 
Burchardkai wird nach Fertigstel
lung des 5. Liegeplatzes die größte 
geschlossene Abfertigungsanlage 
in Europa sein. Diese Anlage ist so 
großräumig angelegt, daß ihre Er
weiterung auf 16 Schiffsliegeplätze 
möglich ist.

Eine wesentliche Verbes
serung der Wirtschaftlichkeit unse
res Hafens bildet der Bau der Köhl- 
brand-Brücke, die wir als Hoch
brücke bauen werden und die die 
beiden Hafenteile Hamburgs jen
seits und diesseits des Köhlbrands 
miteinander verbindet.

Auf die wirtschafts- und 
verkehrspolitischen Maßnahmen 
innerhalb der Bundesrepublik und 
der EWG werden wir weiterhin 
Einfluß ausüben, um - anknüpfend 
an die bisherigen Erfolge - die zu 
Lasten der deutschen Seehäfen 
bestehenden Wettbewerbsverzer
rungen weiter abzubauen

Der Bau des Elbe-Seiten 
kanals (Nord-Süd-Kanal) wird fort
gesetzt und soll Mitte der siebziger 
Jahre beendet sein. Dann wird 
auch Hamburg den lange geplan
ten Anschluß an das west- und mit
teleuropäische Kanalnetz haben

Ohne leistungsfähige Flug
häfen hat in der moderner Welt 
eine Metropole keine Zukunft. Um 
die Mitte der siebziger Jahre wird 
die erste Startbahn des neuen 
Großflughafens bei Kaltenkirchen 
in Betrieb genommen werden kön
nen.

Hamburg ist der große 
Knotenpunkt für den Ost-West- 
Handel. Durch Beteiligung an den 
Messen in Posen, Brünn, Budapest. 
Leipzig und künftig auch Bukarest 
werden wir unsere Beziehungen 
zum traditionellen Hinterland un
seres Hafens weiter vertiefen. Un
sere Aktivität im mittel- und ost
europäischen Raum hat uns zum 
Botschafter des Vertrauens für die 
Bundesrepublik in diesen Ländern 
gemacht. Diese Aufgabe werden 
wir weiterhin verantwortungsbe
wußt wahrnehmen.
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Moderner Verkehr

Wirtschaftspolitik und Ver
kehrspolitik sind zwei Seiten ein 
und derselben Münze. Diese Mün
ze muß die wirtschaftliche Kraft 
unserer Stadt von morgen garan
tieren.

Die Verkehrsbedürfnisse 
der Wirtschaft und die starken Ver
kehrsströme der Berufstätigen 
müssen bewältigt werden. Hierzu 
ist - wie der Erfolg des für die gan
ze Welt neuartigen Verkehrsver
bundes gezeigt hat - ein gutes 
Nahverkehrssystem Vorausset
zung. Darüber hinaus macht es das 
Wohnen in Hamburg noch ange
nehmer und verbessert die Erho
lungsmöglichkeiten in der Stadt.

Der Nahverkehr wird in 
Hamburg nach einer umfassenden 
Konzeption neu geregelt. Die In
vestitionen für Schnellbahnen und 
Straßenverkehr werden so gelenkt, 
daß der höchste wirtschaftliche Er
folg mit dem größten Nutzen für 
die Bevölkerung gekoppelt wird. 
Im inneren Bereich der Stadt wol
len wir der Schiene einen klaren 
Vorrang vor der Straße geben. Um
gekehrt wird für die äußeren Be
reiche der Straße der Vorrang vor 
der Schiene eingeräumt. Eine sinn
volle Verbindung der beiden Ver
kehrsarten wird durch ein umfas
sendes Park-and-ride-System so
wie durch Omnibusbahnhöfe her
gestellt werden.

Zwei neue Schnellbahn
linien werden fertiggestellt: 
die Linie Billstedt-Stellingen 
und
die neue City-Linie, eine weitere 
Verbindung zwischen Altona und 
Hauptbahnhof.

Gemeinsam mit der Deut
schen Bundesbahn wird der Bau 
der Schnellbahnverbindung vom 
Hauptbahnhof über Harburg-In
nenstadt nach Neugraben begin
nen.

Auch mit dem Bau der 
neuen Linien nach Lurup und City- 
Nord soll in der kommenden Legis
laturperiode begonnen werden.

Den Ausbau der Bundes
autobahnen und Bundesstraßen in 
Hamburg werden wir durch inten
sive Verhandlungen mit dem Bund 
beschleunigen. Die Bundesauto
bahn Westliche Umgehung Ham
burg wird fertiggestellt. Sie muß 
durch eine Osttangente ergänzt 
werden, deren nördlicher Teilab
schnitt als Verbindung zwischen 
dem Flughafen Fuhlsbüttel und 
dem Großflughafen Kaltenkirchen 
vorrangig ist. Zu den wichtigsten 
Maßnahmen, den innerstädtischen 
Verkehr zu entlasten, gehört der 
Bau der Autobahn-Kerntangente 
zwischen der Westlichen Umge
hung und dem Horner Knoten.

Mit den Bauarbeiten an 
weiteren Autobahnen wird begon
nen, wenn die Finanzierungsver
handlungen mit dem Bund recht
zeitig erfolgreich abgeschlossen 
werden.
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Den Stadtstraßenbau wer
den wir auch in den kommenden 
Jahren mit vielen Millionen DM 
vorantreiben. Ein weiteres Aus
bauprogramm für den Straßenbau 
wird die geplanten Baumaßnah
men sinnvoll aufeinander abstim
men. Eine besondere Funktion der 
Verkehrserschließung und -Vertei
lung werden der mittlere und äuße
re Straßenring in Hamburg haben, 
deren Fertigstellung wir zügig vor
antreiben.

Mit den Nachbarländern 
werden wir unsere Zusammen
arbeit auf dem Verkehrssektor 
vertiefen, weil wir mit der Gestal
tung der Infrastruktur die entschei
denden Voraussetzungen für die 
wirtschaftliche Entwicklung des 
gesamten Gebietes setzen.

11



Bildung für alle
Jeder muß - zukünftig 

noch mehr als bisher - die Aus
bildung erhalten können, die sei
nen Fähigkeiten entspricht.

Die Einführung des diffe
renzierten Unterrichts, die Erpro
bung der Gesamtschule, Versuche 
mit Vorschulklassen und der Aus
bau der Hochschulen zu einer Ge
samthochschule weisen den rich
tigen Weg zu diesem Ziel. Für die 
unmittelbar vor uns liegenden Jah
re wird es darauf ankommen, die
ses Ziel auch durch einen erhöh
ten Anteil an der zur Verfügung 
stehenden Finanzmasse zu si
chern.

Im Zusammenwirken mit 
dem Bund und den anderen Bun
desländern werden wir durch eine 
umfassende und überregionale 
Bildungsforschung und -planung 
die Voraussetzungen für die not
wendigen grundlegenden Refor
men unseres Bildungswesens 
schaffen und die künftig im Bil
dungsbereich erforderlichen Ka
pazitäten ermitteln.

Wir werden von 1970 bis 
1974 noch mehr Klassenräume 
und Fachräume bauen als in der 
vergangenen Legislaturperiode. 
Dazu werden wir die Haushaltsmit
tel für den Schulbau erhöhen und 
die Vorteile neuer rationeller Bau
methoden verstärkt nutzen.

Die Zahl der Lehrer wer
den wir weiter erhöhen. Das 
Schwergewicht der neu zu schaf
fenden Planstellen soll in den 
nächsten vier Jahren auf den Bil
dungssektor entfallen. Der größte 
Teil davon ist für zusätzliche Leh
rer bestimmt.

Die Ausbildungsgänge für 
Lehrer werden wir in Zusammen
arbeit mit der Universität und den 
Berufsverbänden neu konzipieren 
und straffen. Durch die Einrich
tung von Fachhochschulen wird 
die allgemeine Hochschulreife al
len Absolventen der bisherigen 
höheren Fachschulen verliehen. 
Auch dadurch wollen wir weitere 
Studenten für den Lehrerberuf ge
winnen.

Um die Durchführung ei
nes modernen Unterrichts zu ge
währleisten, werden wir der quali
fizierten Fortbildung der Lehrer 
besondere Aufmerksamkeit 
schenken. Wir werden deshalb 
u. a. das Institut für Lehrerfortbil
dung - in Verbindung mit dem 
Fachbereich Erziehungswissen
schaft - personell und räumlich 
so ausbauen, daß es den Lehrern 
ermöglicht wird, sich über den je
weils neuesten Forschungsstand 
der wissenschaftlichen Pädagogik 
zu informieren und sich didaktisch 
und methodisch laufend fortzu
bilden.

Wir streben an, durch 
eine Neukonzeption der Lehrin
halte sowie durch Umstellung in 
den Lehr- und Lernmethoden die 
Schulzeit an Gymnasien zu ver
kürzen. Wir werden in der Zusam
menarbeit mit den anderen Bun
desländern und dem Bund dafür 
eintreten, daß der Reifeprüfungs
termin flexibel gehandhabt wird. 
In der Regel soll die Hochschul
reife nach 12 Jahren erreicht wer
den können.
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Die anlaufenden Versu
che mit der vorschulischen Erzie
hung werden wir fortsetzen und

■ durch die Einrichtung weiterer Vor
schulklassen ergänzen. Für die 
notwendige wissenschaftliche Be-

. gleitung dieser Versuche werden 
wir sorgen.

Zusätzlich zu den drei be
stehenden Gesamtschulen wer
den wir weitere Gesamtschulver
suche einrichten. In Mümmel
mannsberg und Steilshoop wer
den wir erstmals eine neue Bau
konzeption für das Modell der in
tegrierten Gesamtschule verwirk
lichen.

Durch die verstärkte Ein
richtung von Arbeitsgemeinschaf
ten und Hausarbeitskreisen für 
den Nachmittag werden wir wei
tere Schritte in der Richtung der 

’ fünftägigen Ganztagsschule er
proben. Die Zahl der Ganztags
schulen werden wir erhöhen. So

■ werden wir zum Beispiel die bei
den als Neubauten geplanten Ge
samtschulen Mümmelmannsberg 
und Steilshoop baulich so gestal
ten, daß die Ganztagsform von 
vornherein durchgeführt werden 
kann.

Dem Sonderschulwesen 
werden wir auch in Zukunft unsere 
besondere Aufmerksamkeit wid
men. Die Ausstattung dieser Schu
len mit Lehr- und Lernmitteln wer
den wir fortlaufend verbessern. 
Die Anwendung neuester Erkennt
nisse der Pädagogik bleibt ge- 
gewährleistet.

Wir werden die Voraus
setzungen dafür schaffen, daß be
gabte Haupt- und Realschüler 
auch noch nach der 8. bzw. 10. 
Klasse ohne Verlust eines Schul
jahres in die Realschule bzw. das 
Gymnasium überwechseln können. 
Dementsprechend werden wir die 
Differenzierung in Leistungskursen 
weiter ausbauen.

Im Zusammenhang mit 
dem weiteren Ausbau von 10. Klas
sen an Haupt- und Berufsschulen 
werden wir die räumlichen und 
personellen Voraussetzungen ver
bessern und darauf hinwirken, daß 
ein berufsbezogenes 10. Schuljahr 
auf die Dauer der Lehrlingsaus
bildung angerechnet wird. Der 
Zeitpunkt des Berufsbeginns darf 
nicht immer weiter hinausgescho
ben werden.

Der Ausbau des Berufs-, 
Berufsfach- und Fachschulwesens 
wird erheblich intensiviert. Des
halb werden wir die Zahl der Leh
rer, Klassen- und Fachräume für 
Berufsschulen erhöhen, um die 
Zahl der vorgesehenen Unterrichts
stunden in vollem Maße zu gewähr
leisten.

Neben dem Neubau einer 
Handelsschule und einer Gewer
beschule werden wir insbeson
dere mehr Ausbildungsplätze für 
Sozialpädagogen und Techniker 
schaffen.

Zur Verbesserung der Be
rufsbildung werden Initiativen zur 
Änderung des Berufsbildungsge
setzes ergriffen.
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Durch die Verabschie
dung des Fachhochschulgesetzes 
haben wir die Ingenieurschulen, 
die Bibliothekarschule, die Werk
kunstschule, das Sozialpädagogi
sche Institut, die Hauswirtschafts
schule und die Seefahrtsschule in 
den Hochschulbereich eingeglie
dert. Das neue Gesetz über die 
Hochschule für Wirtschaft und Po
litik ist verabschiedet. Es wird nun 
darauf ankommen, die Reformge
danken der Gesetze in die Tat 
umzusetzen.

Die Fachhochschule wird 
an ihre künftigen Absolventen er
höhte Anforderungen stellen. Wir 
werden deshalb zur Vorbereitung 
auf das Studium Fachoberschul
klassen einrichten.

In der vergangenen Legis
laturperiode haben wir durch erste 
Gesetze die organisatorische Neu
ordnung der Universität und der 
übrigen Hochschulen eingeleitet. 
Aus der Anwendung dieser Be
stimmungen kann sich in einigen 
Fällen die Notwendigkeit von Än
derungen ergeben. Dafür sind wir 
aufgeschlossen.

In Anlehnung an das Struk
turmodell werden wir die Anforde
rungen erfüllen, die sich aus dem 
Universitätsgesetz für Besoldung 
und Stellenplan ergeben.

Die Reform des Hoch
schulwesens ist nicht in erster Li
nie eine organisatorische und ge
setzgeberische Aufgabe. Im Vor
dergrund unserer Arbeit in den 
nächsten vier Jahren wird die Stu
dienreform stehen. Gemeinsam 
mit den Hochschulen, den ande
ren Ländern und dem Bund wer
den wir durch eine Straffung der 
Studiengänge, eine auf das We
sentliche beschränkte Festlegung 
des Prüfungsstoffes und eine Ver
besserung der Lehr- und Lernme
thoden die Verkürzung des Stu
diums anstreben. Sie soll dem 
Hochschulabsolventen einen frü
heren Eintritt in das Berufsleben 
ermöglichen und gleichzeitig die 
Leistungsfähigkeit der Hochschu
len erhöhen.

Den räumlichen Ausbau 
der Hochschulen werden wir ver
stärkt fortsetzen. Die Schwerpunk
te werden dabei im Bereich der 
Universität zunächst bei der Me
dizin, den Naturwissenschaften, 
den Wirtschaftswissenschaften 
und bei der Lehrerausbildung lie
gen. Auch andere Hochschulen, 
z. B. die Musikhochschule und die 
Fachhochschulen am Berliner Tor 
und in Bergedorf, werden ausge
baut. Die Erstellung der im kom
menden Jahrzehnt erforderlichen 
Ausbildungskapazitäten im Hoch
schulbereich ist jedoch mit den 
in den nächsten Jahren zur Ver
fügung stehenden Hamburger 
Haushaltsmitteln allein und den 
gegenwärtig vom Bund beigesteu
erten Ergänzungsmitteln nicht 
möglich. Wir werden daher neue 
Finanzierungsmöglichkeiten prü
fen und uns um eine verstärkte 
Bundeshilfe bemühen.
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Wir wollen in Hamburg 
der wachsenden Bedeutung der 
Technik in Forschung und Lehre 
stärker Rechnung tragen und da
mit gleichzeitig Hamburg als
Wirtschaftsplatz stärken. Wir wer-

• den daher weitere Schritte gehen, 
um technische Fächer an der Uni
versität anzubieten.

Wir wollen die Gesamt
hochschule Hamburg schaffen. Sie 
wird durch eine rationelle Neuge
staltung und Verbindung von Lehr- 
und Forschungsveranstaltungen 
die Leistungsfähigkeit des Hoch
schulbereiches verbessern. Die 
besondere Struktur einzelner Ein
richtungen, wie die Hochschule 
für Musik und die Hochschule für 
bildende Künste, muß dabei re
spektiert werden.

Die vierte Säule unseres 
Bildungswesens - die Erwachse
nenbildung - bedarf unserer gan
zen Aufmerksamkeit. Die in Ham-

• bürg vorhandenen bewährten Ein
richtungen werden weiter ausge
baut und der Bildungsurlaub an
gestrebt.
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Städtebau von 
morgen

Der Wiederaufbau Ham
burgs ist nach dem Kriege in erster 
Linie durch den Wohnungsbau ge
prägt worden. Jetzt gilt es im 
Städtebau neue Akzente zu set
zen. Unsere Aufgabe ist es, die 
Entwicklungstendenzen unserer 
Gesellschaft möglichst frühzeitig 
zu erkennen und den ständigen 
Wandel unserer Lebensformen in 
moderne Planung umzusetzen. 
Das Entwicklungsmodell für Ham
burg und sein Umland hat neue 
Maßstäbe gesetzt. Vorausschau
end für Jahrzehnte wird darin der 
Flächenbedarf für Wohnen, Arbeit, 
Freizeit, Bildung und Verkehr fest
gelegt. Auf seiner Grundlage wer
den wir unsere Stadt zu einem 
modernen, leistungsfähigen Zen
trum weiterentwickeln. Zu einer 
Großstadt, in der zu leben sich für 
jeden Bürger auch in Zukunft lohnt.

Als nächste Stufe zur Er
arbeitung einer neuen planeri
schen Gesamtkonzeption für un
sere Stadt werden wir auf der 
Grundlage des Entwicklungsmo
dells einen neuen Flächennut
zungsplan aufstellen. Er soll die 
Globalaussage des Entwicklungs
modells verfeinern und die Grund
lage für verbindliche Bauleitpläne 
liefern.

Für ein mögliches Bevöl
kerungswachstum werden wir eine 
umfassende Flächensicherung be
treiben.

Der soziale Wohnungs
bau wird fortgesetzt. In den Jah
ren 1970 bis 1974 wollen wir wie
derum rund 30.000 Wohnungen 
mit öffentlichen Mitteln fördern.

Neue Wohnsiedlungen 
wollen wir in Steilshoop, Mümmel
mannsberg, Hummelsbüttel, Kirch
dorf und in Poppenbüttel bauen. 
Wo immer es möglich ist, wollen 
wir auch im innenstadtnahen Be
reich Wohnungen errichten, z. B. 
in St. Georg und in der Neustadt. 
Die neuen Stadtteile werden wir 
gleichzeitig mit den erforderlichen 
kommunalen Folgeeinrichtungen 
ausstatten. Wir werden prüfen, wie 
durch die Zusammenfassung aller 
Aufträge bei Arbeitsgemeinschaf
ten, die einen ganzen Stadtteil 
einschließlich aller Folgeeinrich
tungen schlüsselfertig abliefern, 
Städtebau aus einem Guß entste
hen kann.

Im Sielbau werden wir den 
ersten Abschnitt des Hauptsamm
lers Ost einschließlich seiner wich
tigen Nebensammler fertigstel
len. Im Raum Harburg und Wil
helmsburg werden wir mit dem 
Bau des Hauptsammlers Süd be
ginnen.
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Besondere Aufmerksam
keit muß eine Großstadt wie Ham
burg der Bewältigung der ständig 
wachsenden Müllmengen widmen. 
Deshalb bauen wir eine neue Müll
verbrennungsanlage im Stellinger 
Moor und erweitern die Anlage in 
der Borsigstraße, um Spezialmüll 
vornehmlich aus Industriebetrie
ben hygienisch einwandfrei ver
arbeiten zu können.

Im Zuge der Fertigstellung 
der neuen Schnellbahnverbindun
gen von Stellingen nach Billstedt 
und von Altona zum Hauptbahnhof 
werden um ihren Kreuzungspunkt 
am Jungfernstieg Fußgängerstra
ßen eingerichtet. Gleichzeitig wird 
der Gerhart-Hauptmann-Platz für 
Fußgänger umgebaut. Dadurch 
wird eine durchgehende inter
essante Fußwegverbindung von 
der Spitalerstraße zum Jungfern
stieg geschaffen.

Mit der Sanierung des 
überalterten Wohnbestandes wer
den wir in der kommenden Legis
laturperiode beginnen. Eine Vor
aussetzung für eine Sanierung grö
ßeren Stils ist die Verabschiedung 
eines wirksamen Städtebauförde
rungsgesetzes mit einem fort
schrittlichen und praktikablen neu
en Bodenrecht durch den Deut
schen Bundestag.

Wir unterstützen alle Maß
nahmen, die geeignet sind, unge
rechtfertigte Mietsteigerungen zu 
verhindern. Wir fördern daher die 
Rationalisierung im Baugewerbe, 
um die Kosten des Wohnungs
baues zu stabilisieren. Vor allem 
aber setzen wir uns für eine grund
legende Verbesserung des Wohn
geldgesetzes ein: Unsere Bürger 
sollen in der Lage sein, eine fa
miliengerechte Wohnung mit mo
derner Ausstattung zu mieten.
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Leben in der moder
nen Großstadt

In einer modernen Indu
striegesellschaft wird es immer 
mehr Freizeit geben. Dieser Ten
denz wird sich die Großstadt von 
morgen anpassen müssen, um für 
alle attraktiv zu bleiben. Hamburg 
ist nicht nur eine Stätte der Arbeit, 
sondern in immer größerem Rah
men ein Platz für Erholung, Kultur 
und Sport.

Der Bau neuer Sportplätze 
in den großen Stadtrandsiedlungen 
hat Vorrang. Aber auch den Bau 
von Umkleidehäusern bei vorhan
denen Sportplätzen wollen wir fort
setzen. Neue große Sportzentren 
entstehen in Lohbrügge, Osdorf 
und Langenhorn (Foorthkamp), 
gleichartige Freizeitsportzentren 
werden wir am Opferberg in Neu
graben und im Schulzentrum Steils
hoop errichten. In Finkenwerder 
wird die vorhandene Anlage groß
zügig erweitert und umgebaut.

An der Sechslingspforte 
bauen wir eine in vier Schwimm
becken unterteilbare Schwimm
halle mit 50 m-Bahnen. Sie wird 
1972 fertiggestellt.

Neue Schwimmhallen ent
stehen außerdem in Ohlsdorf, 
Volksdorf, Billstedt/Horn und Rahl
stedt. Der Bau von sechs weiteren 
Schwimmhallen wird planerisch 
vorbereitet.

Das neue Sommerbad in 
Hamm (Aschberg) wird 1970fertig- 
gestellt. Die Freibäder in Bergedorf 
und Osdorfer Born werden neu ge
baut. Das Programm, unsere Som
me rbäder schrittweise mit Anlagen 
zur Erwärmung des Wassers aus
zustatten, wird fortgesetzt.

Im Raum zwischen Moor
fleet und Bergedorf werden wir im 
Rahmen eines großen Freizeit-und 
Naherholungszentrums den Ausbau 
der Wasserflächen zu Regatta
strecken für Rudern und Kanusport 
beginnen.

Zur Förderung des Lei
stungssports an Schulen und in Ver
einen werden aus einem Mehr
jahresprogramm von insgesamt 
12 Objekten die Regionalsporthal
len bei den Gymnasien Christia- 
neum (Gr. Flottbek), Müssenredder 
(Poppenbüttel) und Wegenkamp 
(Stellingen) errichtet. Mit nutzba
ren Sportflächen von 26 x 44 m 
und Tribüneneinrichtungen für bis 
zu 400 Zuschauer werden die Mög
lichkeiten für regionale Hallen
sportveranstaltungen entscheidend 
verbessert.

Ab 1972 soll das Programm 
jährlich mit dem Bau einer Regio
nalsporthalle fortgesetzt werden.

Die Universität erhält ein 
neues Sportzentrum mit Sport-, 
Turn- und Gymnastikhallen und 
einem Laboratorium für sportmedi
zinische Forschung und Untersu
chungen.
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Wir werden den Serien
turnhallenbau im bisherigen Um- 
ang fortsetzen. Das bedeutet, daß 

in jedem Jahr zehn Normalturnhal
ien errichtet werden. Damit sollen 
die Möglichkeiten des Turn- und 
Sportunterrichts an Schulen und 
des Trainingsbetriebes der Vereine 
und Verbände laufend verbessert 
werden. Das Programm im Serien
turnhallenbau ist überall dort zu 
korrigieren, wo mehrzügige Schul
systeme zu Sonderlösungen eines 
größeren Serienturnhallentyps 
zwingen. Auch damit ergeben sich 
verbesserte Möglichkeiten der 
vereinssportlichen Nutzung.

Hamburg ist Austragungs
ort für Spiele um die Fußballwelt
meisterschaft 1974. Aus diesem 
Grunde werden wir im Volkspark
stadion die Zahl der überdachten 
Tribünenplätze auf 20.000 erwei
tern. Das Volksparkstadion wird 
höchsten internationalen Ansprü
chen des Wettkampfsports genü
gen. Deshalb werden wir weitere 
Sondereinrichtungen für Lauf-, 
Wurf- und Sprunganlagen schaffen.

Wir werden die finanzielle 
Unterstützung der Hamburger 
Sportvereine fortsetzen. Durch den 
festen Anteil an den Lotto- und 
Totoeinnahmen wird dieser Betrag 
von Jahr zu Jahr steigen. Dabei 
werden wir die eigene Verantwor
tung der Sportselbstverwaltung 
nicht stören, sondern das Partner
schaftsverhältnis zwischen Staat 
und Sport bewahren.

Wir werden uns verstärkt 
darum bemühen, vorhandene 
Schulsportanlagen und Spielfelder 
im Sinne einer Mehrzwecknutzung 
auch an Nachmittagen unseren 
Kindern zur Verfügung zu stellen. 
Außerdem wollen wir wieder eine 
Anzahl von Kinderspiel- und Bolz
plätzen schaffen.

Wirwerden die öffentliche 
Förderung der Jugendarbeit in 
Hamburg fortsetzen. Dazu gehören 
insbesondere die Jugendorganisa
tionen und Jugendfreizeitstätten.

Die Aktion „Kinder-Ferien
paß” für Hamburger Kinder, die 
während der Sommerferien nicht 
verreisen können, soll wegen ihres 
großen Erfolges in den kommen
den Jahren wieder durchgeführt 
werden.

Mit dem neuen Theaterpaß 
des „Kulturring der Jugend” kön
nen die Vorstellungen unserer Oper, 
Theater und Orchester durch un
sere Jugend zu stark verbilligten 
Preisen besucht werden.

Hamburg wird seinen Ruf 
als Kulturmetropole pflegen. Dazu 
gehört auch eine wirkungsvolle 
Unterstützung unserer Staatsthea
ter. Um die staatlichen Zuschüsse 
in Grenzen zu halten, müssen auch 
hier alle Möglichkeiten der Ratio
nalisierung genutzt werden. Wir 
treten daher für eine engere Zu
sammenarbeit unserer Staats
theater im betrieblichen und tech
nischen Bereich ein.
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Unseren kulturellen Rang 
verdanken wir auch den Privat
theatern. Wir werden sie daher 
im Einzelfall fördern. Den Ausbau 
des Ohnsorg-Theaters werden wir 
unterstützen.

Wir wollen das vielseitige 
Kulturangebot unserer Stadt wei
teren Bevölkerungsschichten na
hebringen. Deshalb werden wir die 
Kulturwerbung ausbauen und ver
stärken.

Die Wirksamkeit unserer 
Museen werden wir durch Verbes
serung ihrer Ausstattung und Ein
richtung erhöhen. Zugleich wollen 
wir die Zusammenarbeit der Mu
seen mit den Schulen vertiefen.
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Unsere soziale Ver
antwortung

Neue soziale Aufgaben 
stellen sich unserer Gesellschaft. 
Hamburg wird sich um die Lösung 
dieser Probleme bemühen.

In allen Industrienationen 
wächst der Anteil der über 65jäh- 
rigen an der Gesamtbevölkerung. 
Die Anforderungen des Arbeits
lebens können zu vorzeitiger Inva
lidität führen oder werfen das Pro
blem der beruflichen Wiederein
gliederung (Rehabilitation) auf. 
Die Sorgen der berufstätigen Frau
en und Mütter verdienen unsere 
besondere Aufmerksamkeit. Wir 
werden uns für eine weitere Ver
besserung der ärztlichen Versor
gung am Arbeitsplatz einsetzen.

Um ein umfassendes Bild 
von der Lage der alten Mitbürger 
in unserer Stadt zu gewinnen, wer
den wir durch ein wissenschaftli
ches Institut die Interessen, Ein
stellungen, Erwartungen und Be
dürfnisse der alten Menschen in 
unsererZeit erforschen, um Art und 
Umfang geeigneter Hilfsmaßnah
men besser bestimmen zu können.

Der Bau von Freizeit- und 
Hobbyräumen (Altentagesstätten) 
wird mit unserer Unterstützung 
vorangetrieben.

Der Bau von Wohnungen, 
die den besonderen Bedürfnissen 
von älteren und von behinderten 
Menschen angepaßt sind, wird fort
gesetzt.

Alte Pflegeheime werden 
wir modernisieren oderdurchneue 
ersetzen.

Wirwerden prüfen, wiedie 
Anlage von Telefonanschlüssen für 
ältere Bürger gefördert werden 
kann.

Wir werden im Zusammen
wirken mit den freien Wohlfahrts
verbänden die sozialen Dienstlei
stungen für ältere Bürger weiter 
ausbauen.

Um die erwerbstätigen 
Mütter zu entlasten, werden wir zur 
Betreuung und Erziehung ihrer Kin
der in verstärktem Maße Kinder
tagesheime errichten. Zugleich 
bemühen wir uns, zusammen mit 
den Kirchen und gemeinnützigen 
Organisationen, das Netz der Halb
tags-Kindergärten so rasch wie 
möglich zu verdichten, damit mehr 
Kinder als bisher bereits im Klein
kindalter eine pädagogische För
derung erhalten. Vielen Frauen 
kann dadurch auch eine Teilzeit
arbeit ermöglicht werden.

Der Ausbau und die Mo
dernisierung der Kinder- und Ju
gendheime und der Heimschulen 
werden beschleunigt. Zur Abwehr 
einer weiteren Gefährdung straf
fälliger Jugendlicher und zugleich 
zum Schutze der Bürger ist der 
Neubau eines speziellen Erzie
hungsheimes vorgesehen. Die 
vorbeugenden sozialpädagogi
schen Maßnahmen sollen intensi
viert werden.
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Die weitere Einrichtung 
von Elternschulen und Erziehungs
beratungsstellen ist geplant.
Die Familienerholung wird weiter
hin gefördert.

Durch Beratungs- und 
Fachkurse werden wir Frauen, die 
in den Beruf zurückkehren möch
ten, den Eintritt in die Berufswelt 
erleichtern. Wir werden nach neuen 
Wegen suchen, um das Angebot 
an Teilzeitbeschäftigungen zu er
höhen.

Die Eingliederung unserer 
behinderten Mitbürger in Arbeit, 
Beruf und Gesellschaft werden wir 
weiter fördern.
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Unser Gesundheits
wesen

Die Entwicklung der medi
zinischen Wissenschaft und Tech
nik erfordert die Anpassung des 
Gesundheitswesens an deren je
weiligen Stand. Das gilt sowohl für 
die vorbeugende als auch für die 
teilende Medizin.

Wir werden die medizi
nisch-technische Ausstattung un
serer Krankenhäuser weiter ver
bessern und die Rationalisierung 
fortsetzen. Wir werden in diesem 
Zusammenhang überlegen, ob 
eine Krankenhausbau- und -be- 
triebsgesellschaft für alle staat
lichen Krankenhäuser zweckmäßig 
ist und zur Beschleunigung der 
noch vor uns liegenden Kranken
hausbauten beitragen kann. Eine 
langfristige Zielplanung des ge
samten Gesundheitswesens wird 
in diesem Jahr abgeschlossen. Da
mit wird die Voraussetzung für ei
nen den Erfordernissen der medi
zinischen Entwicklung angepaßten 
Ausbau des Gesundheitswesens 
dieser Stadt geschaffen.

Das Allgemeine Kranken
haus Altona in Othmarschen wird 
fertiggestellt. Durch staatliche 
finanzielle Hilfen können die Neu
bauten des Gemeinnützigen Kran
kenhauses Alten Eichen und des 
Amalie-Sie veking-Krankenhauses 
fertiggestellt werden. Als bedeu
tende Neubauobjekte im Bereich 
des Universitätskrankenhauses 
Eppendorf werden die Frauen-, die 
Augen- und die MRC-Klinik sowie 
die Apotheke abgeschlossen. Der 
Neubau des Allgemeinen Kranken
hauses Wandsbek wird begonnen. 
Das Allgemeine Krankenhaus Och
senzoll und die Alsterdorfer Anstal
ten (Gut Steegen) werden zu mo
dernen Fachkrankenhäusern für 
psychisch Kranke ausgebaut. Die 
planerische Vorbereitung des Neu
baues des Hafenkrankenhauses 
und eines Bettenhauses im Allge
meinen KrankenhausEilbekwird in 
Angriff genommen. Im Bereich des 
Universitätskrankenhauses Eppen
dorf entsteht ein neues Instituts
gebäude. Mit dem Neubau der Pat
hologie wird begonnen.

Die bewährte Einrichtung 
der Notfallambulanzen wird erwei
tert. Ihre personelle und technische 
Ausstattung wird verbessert.

In den Krankenhäusern 
werden der Schichtdienst stufen
weise eingeführt und dadurch die 
Arbeitsbedingungen wesentlich 
verbessert. Von großer Bedeutung 
ist die Aus- und Fortbildung des 
Personals. In den nächsten Jahren 
wird der Bau moderner Fachschu
len für Pflegepersonal und medi
zinisch-technisches Personal ver
stärkt fortgesetzt. Das Programm 
zum Bau von Schwestern- und 
Pflegerwohnungen werden wir fort
führen.

Für die Erforschung und 
Behandlung altersbedingter Krank
heiten werden wir in den neuen 
Krankenhäusern Spezialstationen 
errichten.
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Eine immer größere Be
deutung hat die vorbeugende Ge
sundheitspolitik. Vorsorgeuntersu
chungen, insbesondere zur Früher
kennung des Krebses, Impfaktio
nen, vor allem aber auch gesund
heitliche Informationen und Auf
klärung werden ausgebaut.

Der Arbeitsschutz wird 
verbessert: Die Erkenntnisse der 
modernen Arbeitsmedizin werden 
verstärkt berücksichtigt. Die Er
richtung eines Instituts für Arbeits
medizin, in dem Mediziner und 
Techniker Zusammenarbeiten, wird 
diese Aufgabe fördern.
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F reiheit, Sicherheit 
und Ordnung

Im Mittelpunkt eines de
mokratischen Rechtsstaates steht 
der Schutz des einzelnen Bürgers 
vor willkürlichen Eingriffen in seine 
persönliche Freiheit. Das Leben, 
die Freiheit und das Eigentum der 
Burger zu schützen - das ist die 
erste Pflicht der staatlichen Ord
nung. Wir werden in Hamburg dafür 
sorgen, daßjederGefährdung oder 
Beeinträchtigung derGrundrechte 
entschieden entgegengetreten 
wird. Freiheit und Ordnung sind 
in einem demokratischen Staat 
keine Gegensätze. Sie bedingen 
einander und bilden die notwen
digen Grundlagen für ein freiheit
liches Zusammenleben.

Das Recht auf freie Mei- 
nungs- und Willensbildung werden 
wir schützen. Dazu gehört auch 
das Recht, friedlich zu demonstrie
ren. Es ist ein grundlegendes Ele
ment des Rechtsstaates und ein 
wichtiger Faktor des demokrati
schen Lebens.

Aber wir werden uns in der 
politischen Auseinandersetzung 
nicht abfinden mit Gewalt und Ter
ror. Verfassungsfeindlichen Orga
nisationen von rechts und links 
werden wir mit allen gesetzlichen 
Mitteln entgegentreten. Für sie 
darf und wird es in Hamburg keinen 
Platz geben.

Der Kriminalität werden 
wir uns mit Entschiedenheit ent
gegenstellen und die bislang er
zielten Erfolge weiter ausbauen.

Durch einen verstärkten 
Polizeieinsatz und eine noch gründ
lichere Ausbildung der Polizeibe
amten werden wir die Kriminalität 
eindämmen.
Eine noch bessere technische 
Ausrüstung der Polizei ist dazu 
eine notwendige Ergänzung.

Es ist erforderlich, die vor
beugende Verbrechensbekämp
fung zu intensivieren. Wir werden 
den Aufklärungs- und Beratungs
dienst, der der vorbeugenden Ver
brechensbekämpfung dient, weiter 
ausbauen und verbessern.

Wir werden alles tun, um 
noch mehr Straftaten als bisher 
aufzuklären.

Eine intensivere Aus- und 
Fortbildung der Kriminalpolizei 
und der Ausbau der elektronischen 
Datenverarbeitung sind dazu not
wendige Maßnahmen.

In der polizeilichen Zu
sammenarbeit der vier Küstenlän
der werden wir neue Formen an
streben. Wir wollen verhindern, 
daß sich Straftäter dadurch der 
Verfolgung entziehen, daß sie von 
einem Bundesland in das andere 
wechseln.
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Der Reform des Strafvoll
zuges kommt in diesem Zusam
menhang eine besondere Bedeu
tung zu. Die Strafhaft muß so ge
staltet werden, daß der Gefangene 
in wirksamer Weise auf die Anfor
derungen des Lebens nach seiner 
Entlassung vorbereitet wird. In der 
Verminderung der Rückfallgefahr 
liegt der beste Schutz für die Bür
ger. Wir werden deshalb weiter
hin für eine Reform des Strafvoll
zuges mit diesem Ziel eintreten 
und die dazu erforderlichen Ein
richtungen schaffen.

Um den Straßenverkehr 
von kleinlicher Reglementierung 
zu befreien, werden wir unser Kon
zept der flexiblen Verkehrsrege
lung fortsetzen und ausbauen. Da
zu gehört eine größere Freizügig
keit des Verkehrstempos auf dafür 
geeigneten Straßen.

Wir werden den Kata
strophenschutz und die Gefahren
abwehr weiter verstärken. Um die 
für diese Aufgaben notwendige 
Privatinitiative noch mehr zu för
dern, werden wir die freiwilligen 
Hilfsorganisationen ausbauen und 
ihre Zusammenarbeit mit staatli
chen Einrichtungen weiter verbes
sern.
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Reform von Parlament 
y nd Verwaltung

Zu den grundlegenden 
Reformen, die unser Staat braucht, 
gehört eine Reform der Parlamente. 
Ai ich die Verwaltung muß sich wei
te- erneuern. Moderne Arbeits
techniken, neue Organisationsfor
men und eine demokratische Mit
wirkung der Beamten, Angestell
ten und Arbeiter müssen mehr als 
bisherdasBild unserer Verwaltung 
bestimmen.

Wirwerdenunsinderkom- 
menden Bürgerschaft für eine Par
lamentsreform einsetzen. Um die 
Zusammenarbeit mit den anderen 
Fraktionen bei dieserReform wer
den wir uns bemühen.

Durch eine Verlagerung von 
Aufgaben und Kompetenzen auf 
die Bezirksverwaltung sorgen wir 
dafür, daß auch in der Großstadt 
die Selbstverwaltung funktionsfä
hig bleibt und atraktiver wird.

Die Aufgaben des öffent
lichen Dienstes werden vielfältiger 
und umfangreicher. Die staatliche 
Verwaltung muß sich diesen stän
dig steigenden Anforderungen 
durch neue Organisationsformen 
anpassen. Wir werden deshalb die 
begonnene Rationalisierung der 
Verwaltung fortsetzen und den 
Einsatz arbeitssparender Maschi
nen und den Ausbau der elektro
nischen Datenverarbeitung ver
stärken und beschleunigen. Damit 
die Beschäftigten diesen Anforde
rungen gerecht werden können, 
sorgen wir für eine entsprechende 
Fortbildung.

Unser Ziel wird es sein, 
stärker noch als bisher das wirt
schaftliche Denken in der Verwal
tung durchzusetzen.

Dem wird unsere Personal
politik entsprechen. Sie wird in er
ster Linie leistungsorientiert sein. 
In die Verwaltungslaufbahnen müs
sen auch in der Wirtschaft bereits 
Tätige eintreten und entsprechend 
ihrer Vorbildung und Berufserfah
rung eingestuft werden können.

Entsprechende Reformen 
des Dienstrechts werden wir an
streben.

Wir werden die Mitbestim
mung der Arbeitnehmer im öffent
lichen Dienst durch Reform des 
Personalvertretungsgesetzes aus
bauen.

Wir werden die Mitbe
stimmung in den öffentlichen Be
trieben und Unternehmen durch 
Abschluß von Tarifverträgen und 
Betriebsvereinbarungen erweitern.
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Solide Finanzplanung
Unsere Planungsinstru

mente werden wir vervollkomm
nen. Neben der mittelfristigen Pla
nung der Einnahmen und Ausgaben 
werden wir in Abstimmung mit ei
nem Flächennutzungsplan ein 
langfristiges Investitionsmodell 
entwickeln.

Unsere Haushalts- und 
Finanzpolitik werden wir in die 
Wachstums- und Stabilitätspolitik 
des Bundes einordnen.

DasGeld derSteuerzahler 
soll sparsam ausgegeben werden, 
ohne die technisch besten Lösun
gen für die Dienstleistungen des 
Staates an seine Bürger einzu
schränken.

Wir werden die Investiti
onen der nächsten 4 Jahre nicht 
ohne weitere Kreditaufnahme 
finanzieren können, aber deren 
Umfang wie in der Vergangenheit 
in vertretbaren Grenzen halten. 
Der Hamburgische Staat ist bei 
Banken und Versicherungen ein 
angesehener und vertrauenswür
diger Schuldner.

Die solide Finanzpolitik 
ausgeglichener Haushalte soll fort
gesetzt werden.
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Die Freie und Hansestadt 
H amburg genießt in Deutschland, 
iu der ganzen Welt hohes Anse- 
nen. Die Aufbauleistungen dieser 
Stadt und ihrer Bürger sind be
kannt und anerkannt. Darauf kön
nen wir alle stolz sein.

Die Sozialdemokraten 
haben in den entscheidenden 
Aufbaujahren in Hamburg die 
Regierungsverantwortung ge
tragen. Mit Max Brauer, Paul Ne- 
v ermann und Herbert Weichmann 
c«n der Spitze eines leistungsfä
higen Senats haben sie Hamburg 
zu einer weitoffenen Hafen-, In
dustrie- und Handelsstadt ent
wickelt. Diese Entwicklung ist 
nicht abgeschlossen; sie wird 
kontinuierlich fortgeführt.

Vor vier Jahren hieß unser 
Wahlspruch „Im Wandel sich be
währen.” Nach diesem Wahlspruch 
haben wir gehandelt und werden 
wir künftig handeln. Unser Ziel: 
Hamburgs Zukunft sichern.

Eine verantwortliche Po
litik der Reformen erfordert Mut 
zu unpopulären Entscheidungen. 
Das gilt auch bei der Formulie
rung eines Regierungsprogramms. 
Wer allen alles verspricht, handelt 
unverantwortlich. Er weckt Er
wartungen, die nicht erfüllt wer
den können.

Wir Sozialdemokraten ha
ben uns bemüht, ein ehrliches Re
gierungsprogramm zu formulie
ren. Wir wollen sicher sein, daß 
wir unser Wahlversprechen hal
ten und 1974 wieder eine positive 
Leistungsbilanz vorlegen kön
nen. Wir verpflichten uns, mit 
ganzer Kraft für die Verwirkli
chung dieses Programms zu ar
beiten.

Hamburg soll auch in Zu
kunft ein Zentrum sozialen und 
liberalen Geistes sein.
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